
den Antrag im vollen Umfange oder zum Teil abzu­
lehnen, oder das Rechtsverhältnis zwischen den Par­
teien zu begründen, zu ändern oder aufzuheben. Es ist 
aber für die Arbitrage unmöglich, über irgend einen 
Antrag einfach nicht zu entscheiden. Die Tatsache, daß 
die Entscheidung in diesem Falle vielleicht unpraktisch 
wäre, gibt ihr gewiß kein Recht dazu. Würde über den 
Antrag des Bestellers, daß der Lieferer verpflichtet 
werden möge, die Lieferung laut Vertrag durchzu­
führen, nicht entschieden, wäre das letzten Endes eine 
abnegatio iustitiae, die sich mit den Forderungen der 
sozialistischen Gesetzlichkeit absolut nicht verträgt.

Ganz abgesehen davon, stimmt es gar nicht, daß Ent­
scheidungen, durch die die Lieferer verpflichtet werden, 
eine Lieferung laut Vertrag durchzuführen, jeder prak­
tischen Bedeutung entbehren. Die praktische Bedeutung 
der Entscheidung beruht doch nicht nur in ihrer Er­
zwingung, sondern in der erzieherischen und mobili­
sierenden Wirkung. Gerade eine Entscheidung, durch 
die der Lieferer verpflichtet wird, die Lieferung durch­
zuführen und die mit der Forderung der sog. realen 
Erfüllung in Übereinstimmung ist, würde auf die Be­
triebe erzieherisch wirken, würde die Verbindlichkeit 
der Verträge hervorheben und zur Festigung des Be­
wußtseins der Plan- und Vertragsdisziplin führen.

Endlich wurde argumentiert, daß die Auferlegung der 
Lieferungspflicht durch Zwangsvollstreckung nicht er­
zwingbar wäre. Ungeachtet dessen, daß Vorschriften 
über die Zwangsvollstreckung für die Arbitrage bereits 
erlassen wurden, ist auch dieses Argument nicht halt­
bar. Daß das Urteil u. U. durch Zwangsvollstreckung 
nicht realisiert werden kann, hindert doch keineswegs 
die Verurteilung des Schuldners zur Erfüllung. Man 
muß doch die entscheidende Tätigkeit des Gerichts von 
der exekutiven Erzwingbarkeit der Entscheidung unter­
scheiden, und dies gilt auch für die Arbitrage. Die 
Bindung der Entscheidung der Arbitrage an die Er­
zwingbarkeit durch Zwangsvollstreckung hat nirgends 
eine gesetzliche Stütze.

Im Sinne der kategorischen Forderung unseres Rechts, 
die Erfüllung von Verpflichtungen bis zum Äußersten 
zu verlangen (sog. Grundsatz der realen Erfüllung) hat 
die Staatliche Arbitrage meiner Meinung nach nicht 
nur die Möglichkeit, sondern auch die Verpflichtung, 
dem Antrag des Abnehmers stattzugeben, den Lieferer 
zur Vertragserfüllung zu verpflichten, es sei denn, daß 
inzwischen die Pflicht des Lieferers zu dieser konkreten 
Leistung erloschen wäre, namentlich in Anbetracht

a) des Ablaufs des (Kalenderjahres (In diesem Falle 
kann die Arbitrage die Beteiligten gleichzeitig ver­
pflichten, daß für die Lieferung ein neuer Vertrag für 
das laufende Jahr abgeschlossen werden soll),

b) der Aufhebung oder Änderung des Vertrages auf 
Grund der Änderung des Plans“),

c) der Aufhebung oder Änderung der Verpflichtung^).
Neben der Verpflichtung, den Vertrag zu erfüllen, 

wird allerdings die Arbitrage dem Lieferer auch Ver­
mögenssanktionen auferlegen, den Umständen gemäß 
die Signalisierung durchführen und auch die persön­
liche Verantwortlichkeit geltend machen11 12 13).

2. Der Lieferer verlangt, daß der Abnehmer ge­
zwungen werde, Erzeugnisse gemäß dem Vertrag 
abzunehmen.

Der Tatbestand verhält sich in der Regel folgender­
maßen: der Abnehmer lehnt es ab, die Lieferung ver­
tragsgemäß anzunehmen und begründet seine Weige­
rung damit, daß ihm durch die Abnahme Überplan­
bestände entstehen oder anwachsen, und der Lieferer

11) § 13 Regierungsverordnung Nr. 33/1955 Ges.Slg.
§ 13 lautet: „Wenn der Plan geändert wurde, sind die Par­

teien verpflichtet, die entsprechenden Änderungen oder Auf­
hebungen der Wirtschaftsverträge durchzuführen, sobald sie 
von der Änderung des Planes erfahren. Für ihr Vorgehen 
gelten dabei die Bestimmungen der §§ 10—12 entsprechend.“

12) gemäß § 15 der Regierungsverordnung Nr. 47/1953 Ges.Slg. 
in der Fassung der Regierungsverordnung Nr. 45/1954 Ges.Slg.

§ 15 lautet: „Die staatliche Arbitrage ist an die Anträge der 
Parteien nicht gebunden; sie kann ein Rechtsverhältnis zwi­
schen den Parteien begründen, ändern oder aufheben.“

13) gemäß § 15 der Regierungsverordnung Nr. 47/1953 Ges.Slg.
in der Fassung der Regierungsverordnung Nr. 45/1954 Ges.Slg.

stellt an die Arbitrage das Ersuchen, dem Abnehmer 
die Pflicht zur Abnahme aufzuerlegen.

Ein solcher Fall wurde z. B. in einem Verfahren vor 
der Staatlichen Arbitrage der CSR verhandelt, in dem 
der Abnehmer, der gemäß Vertrag 500 Stück Erzeug­
nisse abnehmen sollte, nur 150 Stück abgenommen hatte 
und es ablehnte, den Rest zu übernehmen; er begrün­
dete seine Weigerung damit, daß er für die restlichen 
350 Stück keine Verwendung habe und daß die Ab­
nahme eine Erhöhung seiner Überplanbestände be­
deute. Der Lieferer ersuchte die Arbitrage, den Abneh­
mer zu verpflichten, den Rest gemäß Vertrag abzu­
nehmen.

Die Arbitrage entschied, daß der Abnehmer nicht zur 
Abnahme zu verpflichten sei, sondern daß er die maxi­
male Vertragsstrafe von 6,5 Prozent zu zahlen sowie 
den Schaden, der dem Lieferer durch die Nichtabnahme 
der Erzeugnisse entstanden war, zu ersetzen habe.

Es erscheint notwendig, die Tragweite einer solchen 
Entscheidung im allgemeinen zu überprüfen.

Die Situation ist hier wesentlich einfacher und die 
Rechtsprechung ist richtiger als in den Fällen, in denen 
der Lieferer die Lieferung verweigert. So wurde vor 
allem für das Jahr 1954 die Frage durch Normativakt 
gelöst, daß diejenigen Betriebe, die Wirtschaftsverträge 
abgeschlossen haben, deren Erfüllung beim Abnehmer 
die Entstehung neuer Überplanbestände verursachen 
würde, diese Verträge bis zum 31. März 1954 stornieren 
bzw. abändern konnten. Als Sanktionen wurden fest­
gelegt: bei Standard- und laufend verwendbaren Er­
zeugnissen eine einmalige Vertragsstrafe von 2 Prozent, 
und bei nicht standardmäßigen und nicht laufend ver­
wendbaren Erzeugnissen die Bezahlung der nachweis­
baren Produktionsunkosten, die bis zu dem Tage, an 
dem der Lieferer das Ersuchen um Stornierung bzw. 
Änderung des Vertrages erhalten hat, entstanden waren.

Auch im allgemeinen ist hier die Situation ziemlich 
einfach. Vertragsgemäß hat der Abnehmer die Pflicht, 
die Erzeugnisse auch dann zu übernehmen, wenn ihm 
dadurch Überplanbestände entstehen oder anwachsen. 
Diese Tatsache ist allerdings, wenn sie im Arbitrage­
verfahren feststellbar ist, ein ausreichender Grund für 
die Anwendung des § 15 der Regierungsverordnung 
Nr. 47/1953 Ges.Slg. in der Fassung der Regierungs-_ 
Verordnung Nr. 45/1954 Ges.Slg. Sobald also die Arbi-’ 
trage feststellt, daß dem Abnehmer durch die Erfüllung 
des Vertrages Überplanbestände entstehen oder sich 
vergrößern, hebt sie das Rechtsverhältnis auf oder 
ändert es entsprechend gemäß § 15 der Regierungsver­
ordnung Nr. 47/1953 Ges.Slg., entscheidet dann auf 
Grundlage des aufgehobenen oder geänderten Rechts­
verhältnisses und wird den Abnehmer zur Abnahme 
nicht verpflichten. Sie kann ihm allerdings für die 
Nichtabnahme bis zu der Zeit, zu der sie seine Ab­
nahmeverpflichtung aufgehoben hat, Vertragsstrafe auf­
erlegen, sie kann ihn zum Ersatz des dem Lieferer 
durch die Nichtabnahme entstandenen Schadens und 
auch — ohne Rücksicht auf Verschulden des Abneh­
mers — zum Ersatz der Produktionsunkosten verpflich­
ten, und zwar gemäß § 454 ZGB, den hier die Arbitrage 
richtig im Sinne des § 212 Abs. 2 ZGB subsidiär an­
wendet14).

Gleichermaßen kann die Arbitrage unter Anwendung 
des § 15 der Regierungsverordnung Nr. 47/1953 Ges.Slg. 
auch dann entscheiden, wenn der Abnehmer das 
Entstehen bzw. Anwachsen der Überplanbestände nicht 
selbst einwendet, die Arbitrage dies jedoch — wie 
auch immer — feststellt. Es ist selbstverständlich, daß 
die Arbitrage hier gemäß den Umständen von ihrem 
Recht und ihrer Pflicht zur Signalisierung gemäß § 17 
der Regierungsverordnung Nr. 47/1953 Ges.Slg. in der

14) § 454 ist eine Bestimmung aus dem Werkvertrag, die hier 
auf den Liefervertrag angewendet wird. Er lautet: „Selbst 
dann, wenn das Werk nicht ausgeführt wird, ist der Hersteller 
berechtigt, die Vergütung zu verlangen, wenn er bereit war, 
das Werk auszuführen, und wenn er daran durch Umstände 
gehindert wurde, die vom Besteller herrühren. Jedoch muß er 
sich auf die Vergütung dasjenige anrechnen lassen, was er 
durch Nichtausführung des Werkes erspart, durch anderweitige 
Verwendung erworben oder zu erwerben vorsätzlich unter­
lassen hat.“

§ 212 Abs. 2 besagt, daß Rechtsverhältnisse, die zur Durch­
führung des Wirtschaftsplans begründet werden, durch das 
ZGB geregelt werden, wenn nichts anderes bestimmt ist.
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